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Die Beteiligung gewerkschaftlicher
Spitzenorganisationen bei der Ausgestaltung der
allgemeinen Beamtenverhältnisse – aktuelle
Entwicklungstendenzen
Jürgen Lorse

Der Beitrag1 analysiert den Entstehungsprozess beamtenrecht-
licher Regelungen im Spannungsverhältnis zwischen dem An-
spruch einseitiger staatlicher Rechtssetzung und gewerkschaft-
lichem Mitgestaltungsanspruch. Hierbei werden Diskussions-
prozesse der Vergangenheit im Gegenlicht aktueller dienst-
rechtlicher Entwicklungen gespiegelt und neue Formen koope-
rativen staatlichen Handelns sichtbar gemacht. Außerdem
werden Beteiligungsvereinbarungen zwischen Regierungen und
gewerkschaftlichen Spitzenorganisationen auf Bundes- und
Länderebene im Hinblick auf ihre rechtliche Tragfähigkeit so-
wie das damit verfolgte rechtpolitische Kalkül näher betrachtet.
Begleitend hierzu wird die Rechtsprechung zur Beteiligung ge-
werkschaftlicher Spitzenorganisationen referiert und hierbei
der Frage näher nachgegangen, warum heutzutage gerichtliche
Kontroversen zu diesem Themen weitgehend entbehrlich gewor-
den sind.

I. Gesetzliche Rechtsgrundlagen gewerkschaft-
licher Beteiligung bei der Ausgestaltung allge-
meiner Beamtenverhältnisse

1. Ausgangslage

Angesichts des durch den Art. 74a GG vollzogenen Übergangs
der konkurrierenden Gesetzgebung für Besoldung und Versor-
gung auf den Bund würden den gewerkschaftlichen Spitzenor-
ganisationen der Länder – so urteilte 1972 die Fachliteratur2 –
„viele Zankäpfel, um die sie mit den Landesregierung gestritten
und gefeilscht, gestohlen“. Die zum 1. September 2006 durch-
geführte Föderalismusreform I3, die zu einer gegenläufigen
Kompetenzverlagerung in den Bereichen Besoldung, Versor-
gung und Laufbahnrecht auf die Länder führte, müsste also –
neben anderen Regelungszielen – eine Rückgabe dieser Zank-
äpfel in den Bereich der Länder befördert haben. Zugleich
müsste der Verlust der rahmenrechtlichen Bürde dem Bund ei-
nen besonderen Gestaltungsspielraum bei der Ausgestaltung
maßgeschneiderter dienstrechtlicher Lösungen für den eigenen
Bereich zurückgegeben haben. Die danach einzig noch verblei-
bende verfassungsrechtliche Regelungslast hinsichtlich Art. 74
Abs. 1 Nr. 27 GG resultiert aus der konkurrierenden Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes bezüglich der Statusrechte und –
pflichten der Beamten der Länder, Gemeinden und anderen
Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie der Richter mit
Ausnahme der o. g. dienstrechtlichen Rechtsgebiete. Dieser
Aufgabe hat sich der Bund durch das BeamtStG vom 17. Juni
20084 zügig entledigt. Dieses will nach seinem eigenen An-
spruch nur noch den Kernbereich der Statusrecht- und –pflich-
ten umfassen5. Als bescheidene Zielsetzung dieses Gesetzes
kann gelten, ein „Mindestmaß an Einheitlichkeit des Beamten-
rechts zu gewährleisten“6, um so die Rückkehr zur dienstrecht-
lichen Kleinstaaterei Deutschlands zu verhindern. Es bean-
sprucht keine Geltung für die Beamten des Bundes7. Als
Schlussstein aus bundesrechtlicher Sicht ist die Neufassung des

Bundesbeamtengesetzes als Teil des DNeuG anzusehen. Damit
korrespondiert die Neugestaltung der dienstrechtlichen Struk-
turen auf Länderebene, die gegenwärtig noch nicht vollständig
abgeschlossen ist.

Von besonderem Untersuchungsinteresse sind zunächst die ein-
schlägigen gesetzlichen Regelungen im BeamtStG, im BBG so-
wie in ausgewählten landesrechtlichen Regelungen, die die Be-
teiligung der Spitzenorganisationen der zuständigen Gewerk-
schaften bei der Vorbereitung allgemeiner Regelungen der
beamtenrechtlichen Regelungen zum Inhalt haben.

2. Die Regelung des § 53 BeamtStG

§ 53 BeamtStG hat folgenden Wortlaut: „Bei der Vorbereitung
gesetzlicher Regelungen der beamtenrechtlichen Verhältnisse
durch die obersten Landesbehörden sind die Spitzenorganisa-
tionen der zuständigen Gewerkschaften und Berufsverbände zu
beteiligen. Das Beteiligungsverfahren kann auch durch Verein-
barung ausgestaltet werden.“

Inhaltlich entspricht Satz 1 der vorhergehenden Regelung in
§ 58 BRRG8 und überwiegend auch dem früheren § 94 BBG. Es
handelt sich um ein eigenständiges Instrument des Interessen-
ausgleichs, das der Landesgesetzgebung zeitlich vorgelagert
ist9. Aus der Gesetzesbegründung ist ersichtlich, dass diese Be-
teiligung als Surrogat für die Beamten vorenthaltene Tarifauto-
nomie gemäß Art 9 Abs. 3 GG und das damit korrelierende
Streikverbot zu sehen ist. Einen besonderen Wert legt der histo-
rische Gesetzgeber10 auf die Definition des Beteiligungsbe-
griffs: „Beteiligung bedeutet, dass die Spitzenorganisationen
gehört werden müssen, bevor die oberste Landesbehörde den
Gesetzentwurf der Landesregierung zur Beschlussfassung vor-
legt.“ Die gegenüber § 58 BRRG erweiterte Regelung in § 53
Satz 2 BeamtStG wird in der Begründung des Gesetzentwurfs
als die Kodifizierung einer weitergehenden Rechtsentwicklung
bezeichnet. Insgesamt handelt es sich nach dem Verständnis des
BeamtStG um die „Festlegung der beamtenrechtlichen Grund-
strukturen zur Gewährleistung der erforderlichen Einheitlich-
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